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§§ 252, 253, 254 StPO.
Das Protokoll über die Hauptverhandlung ist neben dem 
Urteil die Grundlage für die Verhandlung und Entscheidung 
des höheren Gerichts. Es beweist, ob die zwingenden Ver­
fahrensvorschriften eingehalten worden sind, und gibt den 
Inhalt der einzelnen Verfahrenshandlungen wieder.
BG Potsdam, Urteil vom 25. Januar 1984 — BSB 1020/83.

Das Kreisgericht verurteilte den Angeklagten wegen Beein­
trächtigung der öffentlichen Ordnung und Sicherheit durch 
asoziales Verhalten und wegen Urkundenfälschung (Vergehen 
gemäß §§ 249 Abs. 1, 240 Abs. 1 StGB). Mit der gegen dieses 
Urteil eingelegten Berufung rügte der Angeklagte teilweise 
die Sachverhaltsfeststellungen des Kreisgerichts. Das ange- 
fochtene Urteil wurde aufgehoben und die Sache an das Kreis­
gericht zurückverwiesen, weil zwingende Verfahrensvor­
schriften verletzt worden waren.
Aus der Begründung:
Das Protokoll der Hauptverhandlung des Kreisgerichts gibt 
den Gang der Hauptverhandlung nur unvollständig wieder. 
Es enthält neben den nach § 253 Abs. 1 Ziff. 1 bis 7 StPO not­
wendigen Angaben lediglich Aussagen des Angeklagten zum 
Anklagepunkt der Urkundenfälschung, die zudem noch nicht 
einmal vollständig waren. Wie sich der Angeklagte abschlie- 
ßend dazu geäußert hat, ist aus dem Protokoll nicht zu er­
sehen. Es wird mit einem unvollständigen Satz beendet, ohne 
daß erkennbar ist, welchen Umfang die Beweisaufnahme hatte, 
ob sie ordnungsgemäß geschlossen wurde, ob der Staatsan­
walt ein Plädoyer gehalten hat und was ggf. der Angeklagte 
in seinem Schlußwort zu seiner Verteidigung gesagt hat. 
Außerdem enthält das Protokoll keinen Hinweis darauf, daß 
der Staatsanwalt an der Hauptverhandlung mitwirkte, ob­
wohl er im Urteilsrubrum als Teilnehmer an der. Hauptver­
handlung genannt wird.

Das Protokoll über die Hauptverhandlung ist gemäß § 254 
StPO ein Beweis für die Einhaltung der zwingenden Verfah­
rensvorschriften und dient dem höheren Gericht als Grund­
lage für seine Beurteilung der tatsächlichen Feststellungen 
des Urteils. Diese Beurteilung war dem Rechtsmittelgericht 
in der vorliegenden Sache infolge der zu beanstandenden 
Mängel des Protokolls nicht bzw. nur in erheblich einge­
schränktem Umfang möglich.

Gemäß § 252 StPO ist das Protokoll über die Hauptver­
handlung vom Vorsitzenden des Gerichts und dem Protokoll­
führer innerhalb von 24 Stunden nach der Verkündung der 
Entscheidung zu unterschreiben. Diese Unterschriften wur­
den zwar geleistet, ohne daß jedoch die genannten Mängel 
von den Unterzeichneten bemerkt worden sind. Daraus er­
gibt sich, daß der Vorsitzende und der Protokollführer bei 
ihrer Unterschriftsleistung nicht sorgfältig geprüft haben, 
ob das Protokoll richtig und vollständig ist. Aufgabe des 
Vorsitzenden des Gerichts ist es, den Inhalt des Protokolls 
gründlich zu prüfen und bei der Feststellung von Mängeln 
eine Berichtigung entsprechend § 254 Abs. 3 oder 4 StPO zu 
veranlassen.

Neuerscheinungen im Staatsverlag der DDR 
Frei. Dr. Herbert Graf/Prof. Dr. Detlef Joseph:
Volksrepublik Mocambique - Werden und Wachsen eines jungen Staates
288 Seiten; EVP (DDR): 9,80 M
Die Autoren behandeln die wichtigsten Ereignisse In der gesellschaftlichen 
Entwicklung Mozambiques seit der Erringung der Unabhängigkeit Im Jahr 
1975. Sie schildern u. a. die Gründung des neuen Staates sowie die Entwick­
lung der FRELIMO von einer nationalen Befreiungsbewegung zu einer Partei 
der Werktätigen, die sich zum Marxismus-Leninismus bekennt. Von besonde­
rem Interesse ist die Darstellung der Staatskonzeption der FRELIMO sowie 
des Staatsaufbaus bis hin zum System der Gerichte und der Staatsanwalt­
schaft. Ein spezielles Kapitel ist der Herausbildung des neuen, mocambiqui­
schen Rechts, dem Problem der Weiteranwendung alter, portugiesischer 
Rechtsvorschriften aus der Kolonialzeit sowie dem Spannungsverhältnis von 
Gewohnheitsrecht und nationalem Recht gewidmet. Im Anhang findet man 
u. a. das Programm der FRELIMO-Partel I. d. F. von 1983, die Verfassung der 
Volksrepublik Mozambique I. d. F. von 1978 sowie die Gesetze über den 
Ministerrat und über die Organisation der Justiz von 1978.

Prof. Dr. Christian Mährdel:
Ohne Kaiser — mit dem Volk (Äthiopiens Revolution)
110 Seiten; EVP (DDR): 2,80 M
Der Verfasser behandelt die revolutionären Ereignisse des Jahres 1974, das 
strategische Konzept der politisch führenden Kräfte, den Inhalt der sozialen 
Revolution und die Teilnahme der Massen an ihrer Verwirklichung. Weitere 
Abschnitte sind der Rolle der COPWE (Kommission zur Organisierung der 
Partei der Werktätigen Äthiopiens), den konterrevolutionären Aktionen im 
Lande sowie der Orientierung für den friedlichen Aufbau gewidmet. Den 
Abschluß bildet eine Obersicht über die Internationalen Beziehungen des 
Sozialistischen Äthiopien.

J. A. Reschetow:
Die Bekämpfung internationaler Verbrechen 
gegen den Frieden und die Sicherheit

Verlag „Meshdunarodnyje otnoschenija“, Moskau 1983 
224 Seiten (in russischer Sprache)

Auf der Grundlage tiefgreifender Veränderungen im Völker­
recht haben sich auch wesentliche Veränderungen in bezug 
auf das Institut der völkerrechtlichen Verantwortlichkeit er­
geben: Es werden zwei Arten von Völkerrechtsverletzungen 
unterschieden — internationale Verbrechen und internationale 
Delikte —, wobei die internationalen Verbrechen durch einen 
hohen Grad an Gefährlichkeit für die gesamte friedliebende 
Staatengemeinschaft gekennzeichnet sind.

Um die beiden Arten gegeneinander abzugrenzen, analy­
siert Reschetow zunächst (Kapitel II) umfassend die objek­
tive Seite internationaler Verbrechen: das angegriffene Ob­
jekt (womit weitgehend der Grad der Gesellschaftsgefähr­
lichkeit der Handlung bestimmt ist), die Rechtswidrigkeit der 
Handlung sowie den dadurch verursachten Schaden. In* Aus­
einandersetzung mit bürgerlichen, zivilrechtlich beeinfluß­
ten Konzeptionen arbeitet er heraus, daß die völkerrechtlichen 
Verpflichtungen der Staaten, die von eminenter Bedeutung 
für die Staatengemeinschaft als Ganzes sind, das Objekt in­
ternationaler Verbrechen darstellen. Er unterstreicht die Not­
wendigkeit, die gesellschaftliche Bedeutung der konkreten 
völkerrechtlichen Verpflichtung zu bestimmen, die Spezifik 
der Rechtsverletzung herauszuarbeiten und den verbrecheri­
schen Charakter durch die internationale Staatengemeinschaft 
festzulegen.

"Die Konkretisierung der unmittelbaren Objekte interna­
tionaler Verbrechen bezeichnet Reschetow als eine grundle­
gende Aufgabe; sie hat das normative Ziel der Präzisierung 
(Differenzierung) des Regimes der völkerrechtlichen Verant­
wortlichkeit. Als normative Grundlage für eine solche Kon­
kretisierung verweist er vor allem auf die UN-Charta sowie 
auf die Statuten der Internationalen Tribunale von Nürnberg 
und Tokio. In Übereinstimmung damit werden nach Art. 19 
des ILC-Entwurfes über Staatenverantwortlichkeit zur Kate­
gorie internationaler Verbrechen solche Rechtsverletzungen 
gezählt, die sich gegen eine völkerrechtliche Verpflichtung 
richten, „die so wesentlich für den Schutz der grundlegenden 
Interessen der internationalen Gemeinschaft ist, daß ihre 
Verletzung als ein Verbrechen durch diese Gemeinschaft als 
Ganzes anerkannt ist“.

Gemeinsames Kriterium der internationalen Verbrechen 
(z. B. Aggression, Kolonialismus, Völkermord, Apartheid) ist, 
daß sie sich alle gegen den Weltfrieden und die internationale 
Sicherheit richten. Das ermöglicht eine Abgrenzung gegenüber 
den internationalen Delikten, die für die Staatengemeinschaft 
weniger gefährlich sind, weil sie keine unmittelbaren An­
schläge auf den Weltfrieden und die internationale Sicherheit 
darstellen.

Zutreffend polemisiert Reschetow gegen einige bürgerliche 
Völkerrechtler, die versuchen, bestimmte gesellschaftliche 
Verhältnisse, die zu den inneren Angelegenheiten der Staa­
ten zählen, in den Kreis der Objekte internationaler Verbre­
chen einzubeziehen. So weist er nach, daß z. B. Menschen­
rechte als solche nicht unmittelbares Objekt internationaler 
Verbrechen sein können, sondern daß noch Elemente hinzu­
kommen müssen, die unmittelbare Bedeutung für die gesamte 
internationale Gemeinschaft haben und über den Rahmen 
der inneren Kompetenz der Staaten hinausgehen, wie das 
z. B. bei Verletzungen des Rechts auf Selbstbestimmung der 
Fall ist.

Ein wesentlicher Unterschied gegenüber internationalen 
Delikten besteht nach Reschetow in der Regel darin, daß in­
ternationale Verbrechen nicht als einzelne, isolierte rechts­
widrige Akte in Erscheinung treten, sondern daß es sich bei 
ihnen um schwere Rechtsverletzungen handelt, die in einem 
gewaltigen Ausmaß unter Mobilisierung des gesamten staat­
lichen Machtapparates begangen werden, an denen Organe 
der Gesetzgebung, der Exekutive und Justizorgane mitwir- 
ken. Das macht den besonders gefährlichen Charakter inter­
nationaler Verbrechen aus. Als normative Folge ergibt sich 
daraus ein höherer Grad an völkerrechtlicher Verantwortlich­
keit des Staates und eine internationale strafrechtliche Ver­
antwortlichkeit derjenigen natürlichen Personen, die diese 
Verbrechen begangen haben.

Den aus einer Völkerrechtsverletzung entstehenden Scha­
den — materieller wie immaterieller Art — betrachtet Resche­
tow als eine Voraussetzung der völkerrechtlichen Verantwort-


